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(Nr. 12440.) Verordnung zur Abänderung der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das 
Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. S. 545). 
Vom 30. Januar 1923. 


Auf Grund des $5 des Ausführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung in Verbindung mit Artikel 82 der 
Verfaſſung wird verordnet, was folgt: 
Artikel. 
§ 46 der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. S. 545), in der Faſſung der Verordnung vom 11. Mai 1922 
(Geſetzſamml. S. 226) wird wie folgt geändert: 
1. Abf. 2 erhält folgende Faſſung: i 
Überfteigen in den Fällen Nr. 6 bis 8 dad Dienſteinkommen, die Penſion oder die fonftigen 
Bezüge die Summe von einhundertundzwanzigtauſend Mark für das Jahr, ſo iſt der dritte Teil 
des Mehrbetrags der Pfändung unterworfen. Wird die im § 850 Abſ. 2 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung beſtimmte Wertgrenze auf Grund von Artikel II des Reichsgeſetzes zur Anderung der 
Vorſchriften über die Pfändbarkeit von Gehaltsanſprüchen vom 26. Oktober 1922 (Reichsgeſetzbl. 
S. 805) anderweitig feſtgeſetzt, ſo gilt die Anderung auch für die im Satz ! beſtimmte Wertgrenze. 
Die Beihilfen und Zulagen, die den im Abſ. 1 Nr. 6 bis 8 bezeichneten Perſonen mit Rückſicht 
auf das Vorhandenſein unterhaltsberechtigter Angehöriger gewährt werden, ſind weder der Pfändung 
unterworfen noch bei der Ermittlung, ob und zu welchem Betrag ein Bezug der Pfändung 
unterliegt, zu berechnen. Das gleiche gilt für die Einkünfte, die zur Beſtreitung eines Dienſt⸗ 
aufwandes beſtimmt ſind. 
Abſ. 3 erhält folgenden Satz 2: 
Die zur Beſtreitung eines Dienſtaufwandes beſtimmten Einkünfte ſind auch in dieſen Fällen 
der Pfändung nicht unterworfen. 
Im Satz 1 des letzten Abſatzes wird am Schluſſe ſtatt „in der Faſſung des Geſetzes, betreffend 
Anderung der Verordnung über Lohnpfändung, vom 23. Dezember 1921 (Reichsgeſetzbl, S. 1657)" 
geſetzt „in der jeweils geltenden Faſſung“. 
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Artikel 2. 
Der Gebührentarif der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. S. 545), in der Faſſung der Verordnungen 
vom 29. April 1921 (Geſegſamml. S. 381) und vom 28. Auguſt 1922 (Geſetzramml. S. 284) wird durch 
den anliegenden Tarif erſetzt. 5 En 
Geſetzſammlung 1923. (Nr 1244012442.) 7 8 
Ausgegeben zu Berlin den 22. Februar 1923. 
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Artikel 
Im 8 54 der im Arkikel 2 genannten Verordnung wird hinker Abf. 1 der folgende neue Abſatz ein- 
eſchoben: ; 125 1 Re Se 50 = 
geſcho Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Sätze des Gebührentarifs entſprechend der Ver⸗ 
änderung des Geldwerts zu ändern. a 


Artikel 4. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nr. 3 tritt gleichzeitig mit 
der Verordnung über Lohnpfäudung außer Kraft. 

Eine vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung erfolgte Pfändung verliert inſoweit ihre Wirkung, als 
fie nach dieſem Zeitpunkte gemäß Artikel 1 unzuläſſig fein würde. Die Vorſchriften des Artikel 1 finden auf 
die unter § 46 Nr. 6 bis 8 der Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung 
von Geldbeträgen, vom 15. November 1899 fallenden Bezüge, die für die Zeit feit dem 1. Oktober 1922 
gewährt werden, mit der Maßgabe Anwendung, daß Zahlungen, die der Drittſchuldner Auf Grund der bis⸗ 
herigen Vorſchriften geleiſtet hat, wirkſam bleiben. 

Artikel 2 findet Anwendung auf alle zur Zeit des Inkrafttretens der Verordnung noch nicht beendeten 
koſtenpflichtigen Maßregeln im Mahn- und Beitreibungsverfahren. 

Berlin, den 30. Januar 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


Gebührentarif. 
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bis 50 Mark 200 Mark 500 Mark Wan 
> bis bis bis 3 Höchſtfatz 
50 Mark 200 Mark 500 Mart 1000 Mart 900 Pat 
einſchl. einſchl. einschl. lehr 
Mart Mark: Mark Mark Mark Mark 
Er ͤ— - !! TRETEN 
J. Für die Mahnung! ·ꝛ7 22 60 80 50 — 
Erfolgt die Mahnung durch Aufgabe zur | 
Poſt, fo wird nur die Hälfte, erfolgt fie durch | | | 
öffentliche Bekanntmachung, jo wird ein Fünftel | | | 
der Gebühren entrichtet, mindeſtens jedoch | 
10 Mark. 
Die Gebührenpflicht entſteht, ſobald dem | 
Vollziehungsbeamten ein ſchriftlicher Auftrag | 
zur Mahnung erteilt, eine ſchriftliche Mahnung] | 
zur Poſt aufgegeben worden oder die Bekannt⸗ | 
machung der öffentlichen Mahnung erfolgt ift. | 
2. Für die Pfändung körperlicher Sachen ſowie | | | | 
für die Wegnahme der vom Schuldner heraus⸗ | 
zugebenden Urkunden einſchließlich der durch 
die Pfändung und Wegnahme der Urkunden | | | | 
veranlaßten Zuſtellung-e nd 40 60 80 | 120 70 — 


*) Für Mitteilungen von Gerichtskoſtenrechnungen wird die Gebühr nicht entrichtet. 
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Wenn der Schuldner die Pfändung ab⸗ 
wendet (§ 18), wird nur die Hälfte der Ge⸗ 
bühren entrichtet. Die Ermäßigung tritt nicht 
ein, wenn die Abwendung durch Zahlung an 
den Vollziehungsbeamten erfolgt, nachdem dieſer 
an Ort und Stelle erſchienen iſt. 


Für die öffentliche Bekanntmachung der Ver⸗ 


ſteigerung durch Aushang und Ausruf ..... 


Für die Verſteigerung ſowie für den frei— 


händigen Verkauf der gepfändeten Sachen ein⸗ 
ſchließlich der hierdurch veranlaßten Zuſtellungen 
Wenn der Schuldner die Verſteigerung ab- 
wendet (§ 27 Abſ. 3), wird nur die Hälfte 
der Gebühren entrichtet. - 
Pfändungs- und Verſteigerungskoſten im 


Sinne der Beſtimmungen zu Nr. 2 Abf. 2 


und zu Nr. 4 Abſ. 2. dürfen nur dann ge⸗ 
fordert werden, wenn der Vollziehungsbeamte 
behufs Vornahme der Pfändung oder Ver⸗ 
ſteigerung ſich an Ort und Stelle begeben hat 
oder wenn der Auftrag ſchon vorher durch Leiſtung 
an den Vollziehungsbeamten erledigt worden iſt. 


Für die Pfändung von Forderungen, Anſprüchen 


auf Herausgabe oder Leiſtung beweglicher Sachen 
und von anderen Vermögensrechten ..... 
Bei mehrfacher Pfändung wegen derſelben 
Grundforderung kommt die Gebühr nur ein⸗ 
mal zur Erhebung. 
Die Gebührenpflicht entſteht, ſobald die 
Pfändung verfügt iſt. 


Hür jede Abſchrift einer Niederſchrift ...... 


Umfaßt die Abſchrift mehr als zwei Seiten, 
jo iſt neben dieſer Gebühr für jede weitere 
Seite eine Gebühr von 20 Mark zu entrichten. 


Für jede im Zwangsverfahren erforderliche 


Zuſtellung durch den Vollziehungsbeamten, 
welche nicht nach den Beſtimmungen unter 
Nr. 2 und 4 unentgeltlich zu leiſten iſt .. . .. 
Erfolgt die Zuſtellung durch den Voll— 
ziehungsbeamten ohne Inanſpruchnahme der Poſt, 
ſo wird eine weitere Gebühr im Betrage der 
Poſtgebühren erhoben, die entſtanden ſein würden, 
wenn durch die Poſt zugeſtellt worden wäre. 
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(Nr. 12441.) Verordnung über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 31. Januar 1923. 


Das Staatsminiſterium hat auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 
30. November 1920 in Übereinſtimmung mit dem im Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen Aus⸗ 
ſchuß des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 


Artikel J. 

Dias Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten ⸗Dienſteinkommens⸗ 
gefeb) vom 17. Dezember 1920 (Gefekfamml. 1921 S. 135) in der Faſſung des Geſetzes über Anderungen 
der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 21. November 1922 (Geſetzſamml. 
S. 431) und des vom Landtag am 18. Januar 1923 befehlofjenen *) Geſetzes über Anderungen des Beamten⸗ 
Dienſteinkommensgeſetzes, des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes und des Mittelſchullehrer⸗Dienſtein⸗ 
kommensgeſetzes wird wie folgt geändert: 

1. Im 8 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 
(2) Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaus⸗ 
haltsplan oder durch befonderes Geſetz für alle im Abſ. 1 genannten Bezüge gleichmäßig 
für die 2. Hälfte des Monats Januar und für die nachfolgende Zeit auf 489 vom Hundert 
feſtgeſetzt. 5 : 
2. Im § 18 Abſ. 3 wird die Zahl „5 000“ durch die Zahl „7 000“ erſetzt. 
3. Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 17. Januar 1923 ab in Kraft. 
Berlin, den 31. Januar 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


„*) In der Geſetzſammlung S. 18 veröffentlicht. 
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(Nr. 12442.) Verordnung über Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der Landjägereibeamten. 
Vom 10. Februar 1923. 


Auf Grund des § 17 des Geſetzes vom 26. Juli 1910, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 150), und des Artikel III des Geſetzes über die Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der 
Staatsbeamten vom 9. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 143) verordnet das Preußiſche Staatsminiſterium, was folgt: 

Bel Dienſtreiſen, die nach dem 31. Dezember 1922 angetreten werden, treten an die Stelle der im 
§ 2 Abſ. 1 der Verordnung vom 9. Auguſt 1913 (Geſetzſgamml. S. 372) in der Faſſung der Verordnung vom 
30. November 1922 (Geſetzſamml. S. 447) geltenden Beſtimmungen folgende Vorſchriften: 

. 8.2. 
Bei Dienſtreiſen erhalten an Fahrkoſten für das Kilometer, einſchließlich der Koſten der Gepäckbeförderung, 
ſoweit die Dienſtreiſen nach dem 31. Dezember 1922 auf Eiſenbahuen oder Schiffen zurückgelegt werden können: 
a) die im § 1 unter II und III genannten Beamten 24,50 Mark, wenn der Fahrpreis für die erſte 
Wagenklaſſe bezahlt iſt, ſonſt 12,50 Mark; 
b) die im genannten Paragraphen unter IV bezeichneten Beamten 12,50 Mark, wenn der Fahrpreis 
für die zweite Wagen- oder die erſte Schiffsklaſſe bezahlt iſt, ſonſt 6,50 Mark; 
e) die unter V genannten Beamten 6,50 Mark. 

Bei Dienſtreiſen, die vor dem 1. Januar 1923 angetreten, aber an dieſem Tage oder ſpäter beendet 
worden find, fallen diejenigen Eiſenbahn- und Schiffsfahrten, die an dieſem Tage oder ſpäter zurückgelegt 
werden, unter die vorſtehenden Beſtimmungen. 

Berlin, den 10. Februar 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Nichter. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckesei. 
Beſtellungen ſind an die Boitanftalten zu richten. 
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